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8. Result ierend aus der Gesamtaufgabenstel lung kommt in der 

* Untersuchungsarbeit  des MfS der Durchführung von Ver-

dächt igenbefTagungen einschl ießl ich notwendiger Sicherungs­

maßnahmen ein besonderer Stel lenwert zu. An die Vorberei­

tung und Durchführung von Verdächt igenbefTagungen sind 

ungeachtet der unterschiedl ichen Ausgangssituat ionen gene­

rel l  sehr hohe Anforderungen zu stel len, da der Verdächt ige
(

in der Regel erstmals mit  Gewißheit  Kenntnis davon erhält ,  

daß wegen mögl icherweise von ihm begangener Handlungen die 

Einlei tung eines Ermit t lungsverfahrens geprüft  wird und da 

innerhalb kurzer Zeit  insbesondere auf der Grundlage der 

durch diese Befragung gewonnenen Informationen durch den 

Leiter der Untersuchungsabtei lung eine Entscheidung zu 

treffen bzw. ein Entscheidungsvorschlag zu erarbeiten ist .

Bezügl ich der Durchführung von Verdächt igenbefTagungen sind 

einerseits der Inhalt  der Verdachtshinweise, die Beweis­

lage und die prakt ische Ausgangssituat ion (planmäßig, un­

planmäßig, anknüpfend an objekt ive Festnahmesituat ion u. a.)  

bedeutsam für die takt ische Gestal tung, andererseits sind 

generel l  übergrei fende recht l iche Gestal tungserfordernisse 

zu beach ten. Das mit  der Pf l icht des Verdächt igen, sich im 

Rahmen der Fr isten zum Zwecke der Befragung zur Verfügung 

stel len zu müssen, korrespondierende Recht auf Mitwirkung 

erfordert  z.  B. ,  den Verdächt igen bei dessen Befragung über 

die diese begründenden Verdachtshinweise (das ist  nicht iden 

t isch mit  den tatsächl ichen Verdachtsgründen) zu informie­

ren, ihm die Mögl ichkeit  einzuräumen, die Verdachtshinweise 

auszuräumen bzw.’  zu entkräften und ihn zum Abschluß der Be­

fragung zum weiteren Gang der Sache zu informieren.

Aufgrund des (noch) nicht erhobenen staat l ichen Schuldvor­

wurfs gegenüber dem Verdächt igen gibt es im strafprozes­

sualen Prüfungsstadium (noch) nicht das dem sozial ist i ­

schen Strafverfahren wesenseigene Recht auf Verteidigung.

Die Mitwirkungsrechte des Verdächt igen schlagen erst mit


